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Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

die Landesregierung beabsichtigt, den Entwurf eines Gesetzes zur 
Neuregelung der Dauer der Bildungsgänge im Gymnasium (13. Schul­
rechtsänderungsgesetz) in den Landtag einzubringen. 

Zunächst sind die schulischen Verbände und Organisationen gemäß 
§ 77 SchulG anzuhören. 

Gemäß· Abschnitt I. Nummer 1 der "Vereinbarung zwischen Landtag 
und Landesregierung über die Unterrichtung des Landtags durch die 
Landesregierung" übersende ich den Gesetzentwurf und als Lesehilfe 
die Gegenüberstellung der gültigen Regelung und der vorgesehenen 
Änderungen. 

Die Landesregierung hat den Entwurf vor der Einleitung der Verbände­
anhörung in der Kabinettsitzung am 14. November 2017 beraten. 

Entsprechend der bestehenden Absprachen sind 60 Kopien beigefügt. 

Aktenzeichen: 

2212.02.02.13 -141535/17 

bei Antwort 'bitte angeben 

Yvonne Gebauer MdL 
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Stand: 14.11.2017 

Referentenentwurf 

Gesetz zur Neuregelung der Dauer der Bildungsgänge im Gymna­
siu'm (13. Schulrechtsänderungsgesetz) 

Artikel 1 

Änderung des Schulgesetzes NRW 

DasSchulgesetz NRW vom 15. Februar 2005 {GV. NRW.S. '1 0f), das 
z~letzt durch Artikel 2 ,des Gese~zes vom 6: Dezember 2016 (G'-(. 
NRW. S. 1052) geängert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1 . §.1 0 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,(3) Die Sekundarstufe I umfasst die Hauptschule, die Realschule, die 
, Sekundarschule sowie die G'esamtschule und das GymnasiUm bis 
Klasse 10. Das Gymnasium kann in der Sekundarstufe I auch bis Klas­
se 9 geführt werden." 

2. § 12 wird wie folgt geändert: ' 

a) In Absatz 2 Satz 3 werden nach dem Wort "Gymnasium" die Wörter 

"mit achtjährigem Bildungsgang", eing.efügt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter "und der Gesamtschule" du!"ch 
die Wörter ,,,der Gesamtschule und dem Gymnasium mit neunjährigem 

Bildungsgang" ersetzt. 

3. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Das Gymnasium umfasst in der Sekundarstufe I die Klassen 5 bis 
10, im achtjährigen Bildungsgang die Klassen 5 bis 9, und die gymnasi­

ale Oberstufe (Sekundarstufe 11)." 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 
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,,(4) Das Gymnasium mit neunjährigem Bildungsgang erteilt mit der 

Versetzung am Ende der Klasse 10 den mittleren Schulabschlus~ 
(Fachoberschulreife ) und die Berechtigung ·zum Besuch der Einfüh­

rungsphase der gymnasialen Oberstufe und der Bildungsgänge der Be­
rufskollegs, die zur allgemeinen Hochschulreife führen." 

c) Der ~isherige Absatz 4 w~rd Absatz 5 und wie folgt gefasst: 

,,(5) Das Gymnasium mit achtjährigem Bildungsgangerteilt mit der Ver­

setzung am Ende der Klasse 9 die Berechtigung zum Besuch der Ein­
führungsphase der gymnasiälen Oberstufe und der Bildungsgängeder 
Berufskoll-egs, die zur allgemeinen Hochschulreife führen. Es erteilt mit 

·der Versetzung am Ende der Einführungsphase die Berechtigung zum 

Besuch der Qualifikationsphase der gymnasialen Oberstufe und den 

mittleren ~chulabschluss (Fac~oberschuJreife)." 

d) Folgende Absät~e 6 und 7 werden aflgefügt: 

,,(6) Am Gymnasiumw.erden außerdem· nach Maßgabe der Ausbil­
dungs- und PrüfungsordnunQen ein dem Hauptschulabschluss gleich- . 
wertiger Abschluss und ein dem Hauptschulabschluss nach Klasse 10 
gleichwertiger Abschluss vergeben; Am Ende der EinfOhrungsphase 
findet nach Maßgabe derAusbildungs"- und Prüfungsordnung eine zent­

rale schriftliche Leistungsübe~prüfung statt, für dielandeseinheitliche 

. Aufgabengestell~ werden." 

,;("7) Ein.Schulträger.kann 

1. ein Gymnasium mit·achtjährigem·Bildungsgang errichten, 

2~ ein GymnasiummifneunJährigem Bildungsgang in ein Gymnasium 

mit achtjährigem Bildung!?gang umwandeln und 
3. ein Gymnasium mit achtjährigem Bildungsgangin ein Gymnasium· 

. mit neunjährigemBildungsgang umwandeln, 

. wenn dafür ein Bedürfnis·besteht. Für das Verfahren gelten § 78 Ab.satz . 
5, § 80 und §81." 

4. § 18 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Sie umfasst die Jahrgangsstufen 11 bis 13, im Gymnasium mit achljäh­

rigem Bildungsgang ·die Ja~rgangsstufen 10 bis 12." 
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5.1n-§ 36 Absatz 1 wird nach den Wörtern ,;eingeschult werderi",dem 
Wort "Primarbereich" und dem Wort "Bildungsprozesse" jeweils ein 
Komma eingefügt. 

6. In § 37 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort "Gymnasium" die 
Wörter "mit achtjährigem Bildungsgang" eingefügt. 

7. In § 40 Absatz 1 Nummer 5 wird das Wort "entsprechend" durch das 
Wort "gemäß" ersetzt. 

8; Dem §46 wird folgender Absatz10·angefügt: . 

,,(10) Bei den Entscheidungen über die Aufnahme in die Schule nach 
den vorstehenden Absätzen gehören die Bildun~sgänge des. Gymnasi-
ums zu e.iner einhei~lichen Schulform .. " . 

. 9. In §59 Absatz 4 Satz 2 Numm~r 1 werden die Wörter "vor der An~ 
stellung'.' gestrichen. . 

10. § 65 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 9 wird aufgehoben. 
b) l?ie Nummern 1 0 bis 26 werden dieNu~mern 9 bis 25. 

11. In § 82 Abs.atz6 Satz 1 werden die Wörter "bis Jahrgangsstufe 10" 
duromeie W örter)h der S-e~unoarstufe f' ersetzt. 

. 12. In § 89 Absatz 4 Wird dasW'ort ,rinnenministerium" durch die Wörter 
"für Kommunales zuständigen Ministerium" ersetzt. 

13. In §93 Absatz 2 wird das Wort "Finanzministerium" durch die Wor­
ter "für Finanzen zuständigen Ministerium" ersetzt. 

14. In § 96 Absatz 5 wird d9sWort"lnnenministe·rium" durch die Wörter 
"für K<;Jmmunates zuständigen Ministerium" und .das Wort ·"Finahzmin.is­
terium·" durch die Wörter "fOr Finanzen zuständigen Ministerium;' er­
setzt. 

15. In § 97 Absatz 4 wird das Wort "Innenministerium" durch die Wörter 
"für Kommunales zuständigen Ministerium", das Wort j,Finanzministeri­
um" durch die Wörter "für Finanzen zuständigen Ministerium" und die 
Wörter "Ministerium für den Bereich Verkehr" durch die Wörter "für Ver­
kehr zuständigen Ministerium" ersetzt. 
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16. In § 115 Absatz 1 wird das Wort "Innenministerium" durch die Wör­
ter ,Jür Kommunales zuständigen Ministerium" und das Wort "Finanz­
ministerium" durch die Wörter ,Jür Finc:tnzen zuständigen Ministerium'" 
~ffie~t. . 

'Artikel 2 

Belastu ngsausgleich 

Ein riotwendig~r finanzieller Ausgleich der sichf(jrdie Gemeinden und 
Kreise als Schulträger durch dieses Gesetz ergebenden 'wesentlichen ' 
Belastungen bei den Sachkosten im Sinne ,des § 94·Absatz 1 des 
SchulgesetzesNRW wird in einem Belastungs8usgleichsgesetz zu die- , 
Sem Gesetz g~regelt. 

Artikel 3 . 

Inkrafttreten, Übergan.gsvorschritl, ÜberprÜfung der Auswir.kungen 
des Gesetzes 

(1) Artikel 1 N~,mmern5,7, 9, 1Ö Urld 12 bis 16 tritt am Tag nach der 
Verkündung in Kraft. 

(2) 'Im Übrigen tritt dieses Gesetz; am 1. August 2019 in Kraft. 

. '; . 

(3) Artike.l t:Nummern 1 bis 4; 6 und 8 sind erstmals auf die. Schülerin':' 
"ren und Sch9fär anzuwenden,'die im Schuljahr 2019/2020 die, Klassen 
5 und.6 besuGhen~ Im O~rigen beenden die Sch,ülerinnen und $chüler 
ihren Bildu.ngsgang im Gymnasium nach den bisherigen Vorschriften. 

(4) Aufgrun~ eines. Besohlusses der $chulkonferenz, der e.inerMehrheit 
von mehr als zyveiDritteln ihrer Mitglieder bedarf, führt der Schulträger 
E?'in Gymnasium abd~m Schuljahr 2019/2020 mit achtjährigem .Bil­
?ungsgang fort. Die !?chulkonferenz besc~ließt darüber bis 'spätestens 
31. Januar 201'9. In Ausnahmefällen 'kann der Schulträger entscheiden, 
dass dem Beschluss der Schulkonferenz zwingende Gründe der Schul­
entwicklungsplanung entgegenstehen . 

. (5)§ 81 Absatz 3 des Schulgesetzes NRW ist im Fall des Absatzes 4 
nicht anwendbar. 
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(6) Gymnasien inder Aufbauform, die beimlnkrafttreten dieses Geset-
. zes bestehen, können fortgeführt werden, solange sie die Mindestgröße 
erreichen. Für sie gilt § 12 Absatz 3 des Schulgesetzes NRWentspre­
chend. 

(7) Die Landesregierung überprüft die Auswirkungen dieses Gesetzes 
und unterrichtet den Landtag zum 31. Juli 2.029 darüber. 
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Bearündung: 

Allgemeiner Teil 

I. Anlass 

Das Gymnasium in Nordrhein-Westfalen führte bis zum Jahr 2004 nach 
efnem :neunjährigen Bildungsgang zum Abitur. Dieindivi~uelle Verkür­
zungdes Bildungsgangswars~hon damals möglich. 

Ein generell a~f acht Jahre verkürzter Bildung~gang entsprach damals 
einem breiten gesellschaftlichen und politischen Konsens. Begründet 

'wurde er über Nordrheiri-Westfalen' hina,us in den' meisten Ländern mit ' 
einem verantwortungsvollen Umgang m(t ,der Lebenszeit junger Men­
schen. Sie sol,lten, nach ,Abitur und,Studiurn etwa gleichaltrig 'mit Hoch­
schulabsolventinnen . und Hochschulabsolventen anderer stClaten sein,' 

, um auf e,inem internatio'nalen Arb~itsmarktk.onkürte'rlzfäh:ig Zu"'sE:}in. 

Gesetzlich verankert wurde derc:ichtJähriQß 8i1dungsg~ng 'im Gymnasi­
,um im Schufgese~ vom 1:5. Februar 200.f;(GV. N~W'~ S~ 1,02). Danach 
sollte die neue gyfTlQasiale Öqerstuf~ 'näch, der sechsjäh'iigen Sekun­
darstufe I de~ <3ymnasillms aus' einer zweijährigen Qualifikationsphase 
bestehen, aer'eine einjahrige ffirfOhrungsphase vorgeschaltet werden 
konnte. Diese war;:~lIein für'äepülerinne'n,'un,d SchOier gedacht, die vor 
der Qualifik.i3-tionsphas~ eiherb~sÖ~deren':Vorbereitung vor Ein'tritt in 
die QlI~li~kationsphaseb~durften.rn Poige des Schulgesetzes wurden 
seit demiSchuijahr2005/2ÖÖ6 Schülerinnen und 'Schüler in den auf acht 
Jahreangelegfen BilaiJngsgan@ im Gymnasium aufgenom,men. Die üb­
rigen Schül~rinne~-undSchüler beendehinihre,Schullaufbahn im neun-

• 'I ,; • 

jährigen.,Bildungs,g~ng des Gymnasiums. 

Durch das 2. Schulre:chtsänderungsgesetz ,vom 27. Juni 2006 (GV. 
NRW. S. 278) wllrd~'der Bildungsgang im Gymnasium zum Abitur nach 
insgesamt ,12 (Scfuül)Jahren neu organisiert. An die Stelle der Gliede­
rung in eine sechsjährige Sekundarstufe! und eine zweijährig~ gymna-
,~iale Oberstufe' ("M~dell 1 0 + 2") trat eine im Gymnasi'um fünf jährige 
Sekundarstufe I mit dreijähriger gymnasialer Oberstufe ("M'odell 9 + 3"). 
Darüber hinaus verfolgte der Gesetzgeber seinerzeit die, Absicht, di~ 
gymnasiale Oberstufe grundlegend zu reformieren, um ihre allgemein 
bildende Funktion zu stärken und die Studierfähigkeit der Abiturientin­
nen und Abiturienten zu v~rbessern, namentlich durch ein "gehobenes 
Kompetenzniveau für alle Schülerinnen und Schüler in den für die Stu-
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dierfähigkeit konstitutiven Kernfächern Deutsch, . Mathematik und 
. Fremdsprache". 

Mit dem doppelten Abiturjahrgang 2013 wurde die Umstellung vom. 
neunjährigen Bildungsgang (G 9) auf den achtjährigen Bildungsgang 
(G 8) abgeschlossen. 

, Dennoch ist die Debatte um die Dauer des Bildungsga~gs im' Gymnasi­
um (G 8 oder G 9)~n Nordrhein-Westfalen wie auch in anderen Ländern 
nie ganz abgerissen. Trotz der im Grundsatz in Politik und Gesellschaft 
einvernehmlichen Einführung vonG 8 h~t sie (:inyielen Schu)en und in 

'großen Teilen der Öffentlichkeit nicht dauerhaft·die notwendige Akzep­
. tanz gefunden, um 'G 8 als einzige Organ,isationsforrn des Gymnasiums 

fortzuführen. Dies hat vor allem seit 201:'5zueinßrl:>teiten bildungspoli­
tischen Oebatte über die Rückkehr zu G 9Qßfqhr{, 

Das hat viele Gründe: qer W~gfall v6nVV~hr-·unclZ:iy.ildienst gehört 
ebenso dazu wie diefrühere·Einschulung. oq~r die;J~ch[jch~n Anforde­
rungenauf dem Arbeitsmarkt -anjun§eAkademi~er, die den Drl;Jck rela­
tivieren~ sie möglichst i6,jqngen Jahren 'in den Betuf zu' bringen. Hinzu 

, kommen ,Probleme·b.~i äerLJri1~etZting. Die Mehrhei1:der Menschen will 
mehr Zeit für die AusfuilQung JprerKinder. Sie 'ist da\';on überzeugt, dass 
Bildung ein werlVo 11 es Gut ist,' mit dem ihre Kinder gut gerüstet durch 
ein Lebengehen,d~s aus SU:;tlt viE?lerMt~ns.chen immer unkalkulierba­
rer u,nd un$iCbere(wir(L.Bei,ei~ernHeunjähri@en ·Bildungsga'ng bis zum 

AbitLir~ehen offenbar \fiEH~ EI~ern bessere, Möglichkeiten, eine Schüle­
riri odef:einenSGhp'e'r irriV~rlauf dergymnasialen Oberstufe für ein 
yahr zum' SsnUlbEp§u'ch ins AuslCind zu schicken, als .dies im G 8 - Bil­

dungsgang mög.lichz(}Js~in scheInt. 

Eine 0,ption, G 8 ur1'te.r hestimmten Voraussetzungen fortführen. zu' kön­

, nen, ist dadurch begründet, dass es auch einen nennenswerten Anteil 
von Schülerinnen und Schülern, Eltern und Lehrkräften gibt, die G 8 
'positiv gegenüberstehen. 

Daraus erwächst für den Gesetzgeber die Aufgabe, die Bildungsgänge 

im Gymnasium neu zu ordnen. 

11. Lösung 

Dieser Gesetzentwurf beruht auf folgenden Eckpunkten: 
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1. Alle öffentlichen Gymnasien werden durch Änderung des Schulge­
setzes zum Schuljahr 201.9/2020 'grundsätzlich auf den neunjährigen 
Bildungsgang (G 9) um,gestellt. ,Innerhalb von G 9 sollen individuelles 
Überspringen und auch Überspringe'n für Schülerinnen und Schülern in 
'Gruppen ermöglicht werden (Regelung in den Ausbildungs- und Prü­
fungsordnungen). Ein Gymnasium kann nur entweder mit neunjährigem 
öder mit achtjährigem BHdungsganggeführt werden. 

,2. Eine Schul,konferenz kann zum Schuljahr' 2019/2020 einmalig mit 
mehr' ßlszwei Dritteln ihrer Mitglieder den Verbleib in G 8 beschließen. 

, Der Sthulträge'r wird dies in aHer, RegelumsetZ;~h,und der Schulaufsicht 
anzeigen. Einer Genehm'igung'durch die Sch~laufsicht bedarf es dafür 
nicht. 

3. Schulträger können nach dem Schuljahr 20f9/2öib- 'a(jfgrund einer 
BedOrfnisprufung nach den Regeln 'desSchuIQe~ßties G'ß;;- Gymnasi­
en errichten oder G 9 - Gymn9~ien in' G8 - Gymrü~isien äh~!?rn. Alle 

, organisatorischen Entscheidung'e~zu einer Ändef~ng b~!dnrf~n' ci,er An­
hörung der Schule. Di,e let~te, Entscheidung /ieg(h:ier j~d09h beim 
Schulträg~r. Wie alle schulorgc,lnisatorischenEntscheidungen bedarf sie, 
der Genehmigung durchdie"$chUlal!fsicht; die lediglich die Rechtmä~ 
ßigkeit prüft. 

4.' Die UA1s,te'/Iung'atlfG 9 begirihtmjtd~m Schuljahr 2019/2020. Sie 
,umfasst di~Klassen~5. .und 6, d(;s'G:ymna~h.lfJls, 'also auch die Kinder: 
die zuh, Schuijahr 2018/2019 in die ·KI~sse 5" des Gymnasiums aufge~ 
f>lemmertwerd7n. Es ist ni,cht~innvoll, sie auf höhere Klassen zu erstre­
'cken, weildie:Sbhullal1fb, ahn dieserSchülerinnen und Schüler im SChul-

.... - ..... _ .... 

jah r 20 19/20ZQbereits,z4weit förtges,eh ritten sein wird. 

, 5. Bef:("/erAufnahrh~ von Schülerinnen Lind Schülern in ein.e Schule gilt 
das GymnClsium unabhängig von der Dauer des Bildungsgangs an, der 
einzelnen SGhrulealseine einheitiiche Schulform. 

. ' 

.6: Den Trägern der Gymnasien in freier Trägerscha~ steht es ,frei, nach 
ihren 'Maßstäben darüber 'zu e~tscheiden, ob 'diese Schulen nach' ei- , 

nem ,neunjährigen oder nach einem achtjährigEm Bildungsgang zum 
Abitur führen. ' 

7. Schülerihnen und Schüler 'der Gymnasien ,mit 'rieunjährigem Bil­
dungsgang nehmen am Ende der Klasse 10 am Abschlussverfahren 
(ZP 10) teil. Sie erwerben den mittleren· Schulabschluss und die Be­
rechtigung zum Besuch der gymnasialen Oberstufe. Schülerinnen und 
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Schüler der Gymnasien mit achtjährigem Bildungsgang erwerben den 
mittleren Schulabschluss wie bisher am Ende der Einführungsphase in, 
der gymnasialen Oberstufe durch Versetzung in die Qualifikationspha~ 
se. 

8. Die Zentrale Klausur 'in den Fächern Deutsch und Mathematik am 
Ende der Einführungsphase (§ ,}6 Absatz 6 Satz 2 SchulG) wird fÜr all~ 

,Schülerinnen und Schüler deS Gymn'asiums beibehalten. 'Sie dient da': 
zu, die Leistungen der Schülerinnen und Schüler mit Blick auf eine er­
folgreiche: Bildungslaufbahn in der Qualifikationsphase zu überprüfen. 
Sie hat damit ein anderes Ziel 'als das ZP 10 - Verfahren. 

9. Im Schulgesetz 'sind die grundlegend~nMerkl11alf3 des Gymnasiums, 
zu r~geln. Die Einzelregelungen zu den'Hlltfun~sgä[}~etl:bleiben auf­
grund v~n § 52 des Schulge~etzes den AQ,sbildun,~s~ und Prüfungsord~ 
nungen vorbehalten. Dazu gehören' die StunclEmtaJeln,alsodie zu' un­
terrichtenden Fächer und die Zahl der Wbcherlstüride'i1(§52 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 2 SchuIG).',' .' "',, 

1 O. Inder Ausbildungs.:. und Prüfungsordnung für die Sekundarstufe I 
(APO-S I) sollen fur die Klass_~n 5 bis 10 der Gymnas'ien mit neunjähri-, 
gem Bildungsrgarilg" insgesamt 1138 Wochenstunden 'vorgesehen wer­
den, von denen acht nicfltverbindlichsind. Damit werden dem Gymna~ 
sium die Qleichen'Ressourceri4urVerfug,~6n~ gestellt wie den anderen 
SchLJ'formender Sekundarstufe t flies ermöglicht grund$ätzlich einen 
Halbt$~s,betrieb~ 

1'1. In der gY,nlnasia" len, Oberstufe soll' die Belegverpflichtung für Schüle~ 
rinnen und SchüI~r aus ,~ 9 - Gymnasien aufgehoben werden. Für 
ScHülerinnen ,und Schüler aus G8-' Gymnasien soll sie 'bei' 102 Wo­
,chenstunden bleiben. Die Belegverpflichtungen in den KMK - ,Vereinba-
rungen zurgymnasia'lenOberstufe gewährleisten, d~ss der bis zum 
Abitur erforderl.ich.eStundenumfang von 265 Wochenstunden in den 
Bildungsgängen'c:jes Gymnasiums deutlich überschritten wird. DiePra­
xisz~igt,. dass Schülerinn~n und Schüler im D':Jrchschnitt Kurse'im,Um,. 
'fang von 32Wochen'stunden belegen. ' , 

111. Zahlen zu den Gymnasie'n 

Im Schuljahr 2016/2017 gab es in Nordrhein-Westfalen 511 öffentliche 
Gymnasien und 115 Gymnasien in freier Trägerschaft. 
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Die Schülerzahl der öffentlichen Gymnasien war440.111, die der Gym­
nasien in freier Trägerschaft 87.388. 

I 

Von den 527A99Schulerinnen und Schülern waren im Schuljahr 
2016/2017 52,8% weiblich . 

. An den öffentlichen . Gymnasien unterrichteten -38.012 Lehrerinnen und . 
Lehrer, an den Gymnasien in freier Trägerschaft 7.165 Lehrerir;nen "und 
Lehrer .. 

Die Übergangsquote von der Grundschule auf das Gymnasium war zu­
letzt 40,7 %. . 

IV. Weitere Änderungen des Schulgesetzes 

. Dieser Gesetzentwurf e~thält Über die Neuregelun§' der Bildungsgänge . 
im Gymnasium hinaus redaktioneJle Änderungen des $phulg~setzes. 
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, Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 Nr.1 (§ 10) 

Aus dem ersten Satz des geänderten Absatzes 3 folgt die Grundregel, 
dass Gymnasium wie aUe anderen Schulformen der Sekundarstufe I die 
Klassen 5 bis' 10 umfasst. Dies folgt dem Eckpunkt der Allgemeinen 
Begründung (dort" Nummer' 1 ),' dass die öffentlichen Gymnasien in 
Nordrhein-Westfalenkünftig grundsätzlich G 9- Schulen sein sollen. 
Das Gymnasium mit achtjährigem Bildungsgang wird in diesem Absatz ' 
durch Satz 2' rechtlich verankert. Die Formulief:~rig ("kann auch"), macht 
deuflic'h, das'sein solches Ang'ebotaber' möglich 'hleibt'.' , 

Die ErrIchtung von Gymnasien in der Aufbauform sowohldnöffentlicher 
als auch in freier rrägerschaft wird künfti€1 nicht mehr rneglich sein. In 
Nordrhein-We~tfalen,gibt 'es sechs solGher Schulen, zwei iR ö!fentlicher 
Trägerschaft (Essen, WarendO,r.f), von deQen einessiqh in Apflösung 
befindet, sowie vier in freißr Trägerschaft(DOÜTlen,'lser:lohn, :Köln, 
Lippstadt). ,Sie werden mit d~R Kla~sen 7 bis 1.0 g~führt.Sie;sind ein 
Angebot für SchüleriHnen und Schüler~pie nach .der Erprobungsstufe 
von der ,Haüptscnul? ödefder Realschule' in eineM gymnasialen Bil­
dungsgang ~ächseln möchtEH);irn E'rt,zelnensiere §, 18 der Ausbil­
dungs- und, }ifüfungsordnung 'ftir die S~kundarstufe I. Aufgrund des 
vielfältigen Sbhuli:lt;'gebots uhäid~rDu~cfulä?sigkeit zwischen den Schul­
formenbestent kein B~c1arf niehr,fürNeugründungen"solcher Schulen. ' 

Artikel 2' Ab~atz :5" dieses G,esetzentWUtfs, gewährleistet, dass, beste:-, 

hende AufbäÜgYrnnasien :fortgeführt werden können, solange sie die 
'MindestgrÖß~'.,erreich~n." 

,Zu Art·ikel1 Nr. 2 (§ 12)' 

zu a) 
'Aufgrqnd dieser'Äriderung'werden aHein'in G 8 - Gymnasien der mittle­
, re Schulabschluss und ein dem Hauptschulaqschluss nach Klass~ 10 
'gleichwertiger Abschluss ~ie bisher nach' der Einführungsphasemitder 
Versetzung in die Qualifikationsphaseder 'gymnasialen Oberstufe ver­

geb~h. ' 

, Für dieG 9 - Gymnasien hingegen werden diese Abschlüsse nunmehr 
in der Klasse 10 und damit am Ende der Sekundarstufe I vergeben. 
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zu b) 

Diese Änderung führt zur Teilnahme der Schülerinnen -und Schüler im 
Gymnasium mit neunjährigem Bildungsgang am Abschlussverfahren 
(ZP 10) arn Ende der Klasse 10 nach §§ 30 ff. APO-S I. 

Zu-Artikel 1 Nr.3 (§ 16) 

zu a) bis zu d) 

Diessind FolgeänderungEm -zu Artikel 1 NL 1 und NL 2 (§ 10 und § 12) 
- -

und redaktionelle Änderüngen. 

zu e) _ 

Nach dem Schuljahr 2019/2020 (siehed:azu:A~ikef 2 Abs,atz 4) können 
Schulträger im Rahm-en der für die' Errict1tung und Fo~üihrung öffentli­
clier Schulerigeltenden -Vorschriften «(§§ 78ff.) flach Betem~ung von' 
Eltern und der betroffenen SCAl:Jlen (§ 78 Absat2: 5, § 76 Safz 3 Num­
mer 1) über die Errichtung otler Änderung v0l;l Gymnasiehmit neunjäh':' 
rigem Bifdungsgang Ufld mit 'ä'chtjährigem Biläungsgang entscheiden. 
Siehe' im Einzelnen Nunimer 3 der Eck'punkte. -

Dies ist eineF0lg~änderung zu'Artikel.1Nr. 1 und' Nr. 3. 
(- . :-

Zu Artike.lfJ~r" 5(§'3~) _ 
Reda~t1Qnelle 'Änderung"'(4:,€?ichensetzurig) 

,Zu ArtikeI1~r~()J§:3,:7) 
Dies ist eineF:olgeaAderUllg zu -Artikel 1 NL 1 und NL3. 

". . ': .:: ~ 

, " 

Zu Artikel 1 Nr. 7 (§40) 
Der Mutt~r$phutz für '·S.qhülerinnen _ ist im Mu~erschutzgesetz 'des Bun­
des vom 23.'Mai~p~17(BGBI Teil I 2017 Nr .. 30 v. 29.05.2017, 8.1228) 
bundesrechtlicff·ge-regelt. Es gilt daher unmittelbar und nicht r:nehr wie . . ... . . , . 

bisher (nur) entsprechend. 

Zu Anikel 1 ·N.r. 8 (~ 46) 
Nach diesem Absatz ist das Gymnasium in den Fällen des.§ 46 als eine' 
Schulform mit den unterschiedlichen Bildungsgängen G 9 und G 8, so­

-mit nicht als zweiSchulformen zu behandeln. 

- -

nies kann Folgen bei der Aufnahme in eine Schule haben: Das Ober-
, verwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen hat entschieden, 

1.2 



dass die Rechte des Kindes auf Erziehung und Bildung sowie, der EI-
, ' , 

, tern, die Erziehung und Bildung ihre~ Kjndes zu bestimmen, den An-
spruch auf Zugang zum öffentlichen Bildungswesen unter zumutbaren 
Bedingun,geneinschließen u'nddabei insbesondere das ,Recht, zwi':' 
sehen den bestehenden Schulformen zu wählen (Beschlüsse vom 8. 
'August 1994 (19 B 1459/94), vom 1. Oktober 1997 (19 A 6455/96) und 
vom 18. Dezember 2000 (19 B 1,306/00). 

Mit Urteil vom 21. März 20-13 (19' A160/12) zur Frage der Reichweite 
'von § 46 Absatz 6 SchulG entschied das Gericht, der verfassungsrecht­
, liehe Anspruch auf Zugang zUm, öffentlichen B,iJgün'gswesen unter zu­
'mutbaren' 'Bedingungen schlie'ße auch grundsätzlich das Recht der EI­
ternein, 'für ihr Kind die konkrete öffent/.icne Schule auszuwähJen. Das 
gelte jedenfglls dann, wenn diese Schule ein besonderes pädagogi­
sches Profil aufweise. 

Das Recht auf Aufnahme in die Schulegew~hrlelstetilJ1,RahrlJe~ der, 
Aufnahmekapazität den ZU9ftrg zu;m Gymna::;iurrL Im FarLvonAllmel­
deüberhängen werden Schulaufsicht und Schulträgerstetsdprauf zu 
achten haben, den Elterhwünschen nach G 9 oder G Bzu folgen. Es 

,sind aber Fälfedenkbar, in, denen 'eine SChule nichi,allen"diesen Wün­
schen gerecht werdenl<ann.·t~~Q:lch~.fl FälleHr;nussdas Wahlrecht der 
Eltern zurü€kstehen und "8sist ZlJlässig, ihnen einen Schulplatz zwar im 
Gymnasium;" nicht' aber inden), gewürisctlten achtjährigen ode~ neun-
jährigenHHdUJJgsgari~fc:lnzubieten~ '"" . 

'Zu,Artikel":'~r.,9(§59) , 
"Eine JJAnst~Uurig" ~.enht das Beamtenrecht seit längerem nicht mehr. 

. :. ..: .. : .. 

Z~;i&\t:tiI5EH'1 Nr.tO{§ 65l:~"" 
Es handelt sich urTI eine B~reinigung,' die die bisherigen Aufgaben der ' 
Schulkonferenz nicht berührt. 

,Der Klammerz(j~atz: in § 65' Absatz ,2 Nr. 9 verweist auf schuleigene 
,Unterrichtsvorgaben im Sinne von §.29 Absatz 2 Satz 2,', Die, bisherige 
Formulierung ("Erprobung und' Einführung neuer Unterrichtsformen") 
stimmt damit' nicht qberein. Die SChule legt ihr Profil ini Schulprogramm 

, . 

: (§ 3 Absatz 2) 'fest;' das schließt die Erprobung und Einführung neuer 
Unterrichtsformen ein. Über das Schulprogramm beschließt die Schul­

, konferenz bereits nach § 65 Absatz 2Nr. 1. 
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Zu Artikel 1 Nr. 11 (§ 82) . 
Aufgrund dieser Änderung gelten für Gymnasien unabhängig davon, ob 
sie als G 9 oder G 8 geführt werden, dieselben stufenbezogenen Min­
destgrößen. Auch § 82 Absatz 8 regelt die Mindestgröße der Jahrgänge 
gymnasialer Oberstufen unabhängig von der Dauer der Bildungsgänge. 

Zu Artikel1Nr.12 bis Nr. 16(§§ 89,93,96,97,115) 
Die Bezeichnungen werden. an. den Organisationserlass des Minister­
präsidenten vom 13. Juli 2017 angepasst. . 

Zu· Artikel 2 
Bei Einführung· von G 9 findet das ·KonnexitätsprinzipAnwendung, da 
das, Land den kommunalen Schulträgern besondere Anforderungen an 
die Erfüllung bestehender Aufgaben stellt (Einrichtun,g und Ausstattung 
einer zusätzlichen Jahrgangsstufe )~ Konrlexitätsrelevänt ist dabei aus­
sch·jießlich die durch Einführung eines neunjährigen gymnasialen Bil­
dungsgangs bedingte wesentliGhe Belastun.g bei defl~achkost~n, de­
ren Trägerschaft den komnluhalerl. Schulträgern nach· dEHlschulg~setz­
lichen Regelurlgen der,.§§ 92 ff. SchUIßesetz obliegt. Hierfür ist ein ent-

'sprechender. finanzieller Ausgleich aufgrund einefKostenfolgeabschät­
zung zu schaffen. ' 

Mit den Kommunalen Spitzenverbändenwurde in Aussicht genommen, 
. diesen in einem Bei(;lstungsäüsgleichsge~etz zu diesem Gesetz zu re- . 

gern; dies er1t$prichtd~.m in §' '6 des, Ko.nnexitätsausführungsgesetzes 
vorg€:1s~heneriVerfahren. 

Zu Artikel:~ADs'~~1 . 
Das Inkrafttreten am Tag nach der Verkündung dieses Gesetzes er­

, streckt sich alIeiRauf di~.fedaktionellen Änderüngen des Schulgesetzes 
außerhalp der Neuregelung der B!ldungsgänge im'Gymnasium. ' 

Zu Artikel,i~satz2 
Das Ink~afttreten ami. August 2019 erstreckt sich auf alle Neuregelur:r­
gen ·der Bildungsgänge im Gymnasium. Siehe aber auch Absatz 4.· 

. . . . . 

ZLi Artikel 3 Absatz 3 
Diese Vorschrift folgt Nummer 4'der Eckpunkte .. 

Zu Artikel·3 Absatz 4 . . 
Ein Gymnasium kann im Schuljahr 2019/2020 nur dann mit ~chtjähri­
gem Bildungsgang ,fortgeführt werden, wenn die Schulkonferenz dies 
mit einer Mehrheit von mehr als zwei Dritteln beschließt. 
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Der Schulträger kann nur in Ausnahmefällen beschließen, dem nichtzu 
folgen. Zwingende Gründe der Schulentwicklungsplanung bestehen 
dann, wenn der Beschluss 'der Schulkonferenz 'dem gesetzlichen Aüf­
trag des Schurträgers zuWiderläuft, ein bedarfsgerechtes gymnasiales 
Schulangebot zu gewährleisten. Die Entscheidung des Schulträgers 
bedarf einer umfassenden Begründung ... 

Das' Qu()rum von mehr als zwei Öritteln der Mitglieder der Schulkonfe­
renz (also nicht nur der an der Abstimmung'beteiligten Mitglieder) ga­
rantiert, dass.selbst die Einstimmigkeit aller MitQjliE}der von zwei der drei 
in.der Schulkonferenz . vertretenen Gruppen (Lehrerinnen und Lehrer, 
Eltern, Schülerinnen und Schüler) nicht'zweinem:wirksamen Beschluss 
führt, wenn nicht mindestens ein einziges'Mitglied derdritt.eö Gruppe für 
G 8 stimmt. Stimmenthaltungen und. nicht. abgegelDene'Stimmengelten 
bei solchen Abstimmungen -als Nein-Sti-m.meh (;:;iehe. §:63 'A:~satz"4 Sat~ . 
2). Diese hohe Hürde folgt NUri"lmer 1 der Eckpunkte: ~lle öffentlichen 
Gymnasien'werden grundsätzlich auf G 9 UlTlgesteHt.· 

Zu Artikel 3 Absatz 5 
_. .' 

Aufgrund dieser Vor~.chrift:.~~tt9rf·dieEnts·cheidung,ein Gymnasium.ab 
dem Schuljahr2'p19/2Q20 weiterf1inmit achtjährigem Bildungsgang ;ZU 

führen, kein~r"G~,nehmigl1n~ durch die obere Schuiaufsichtsbehörde. 
Hiervon unberührt bleibt derefjlAut.~abe,~chulen und Schulträger zu 
beraten . 

. ~·ei scnlJlorganisatorisGheA~ntscheidürigen für die Zeit nach dem 
. 'Schuljahr'2019/20?C) ~eJten wi~der die' üblichen Verfahren nach § 81 

Abs.atz 3 Schulges~tz~ur,Änderung\ton Schulen. . 

Zu Artikel 3 AbsatzQ 
Siehe dieiBegründungzu Artikel 1 Nummer 1 (§ 10). 

Zu Artikel 3 Absatz 7 . 
Diese Vorschrift enthält die üb.liche EvaJuationsklausel. Der Stichtag 31. 
Juli '2029' ist so bestimmt, dass bis ·dahin. ein Schülerjahrgan'g, der 

2019/2020 die KI~sse 5 besucht, die $chullaufbahn im Gymnasium mit 
neunjährigeni Bildungsgang abgeschlossen haben wird. 
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alt 

Auszug 
aus den geltenden 

Gesetzesbestimmungen 
Schulgesetz 

für das Land Nordrhein-Westfalen 
. (Schulgesetz NRW - S~huIG) 

Vom 15. Februar 2005 

neu 

Gesetz zurNeuregelung der Dauer der Bi!­
dungsgän'ge im Gymnasium 

(13. Schulrechtsänderungsgesetz) 

Artikel 1 
.Änderung des Schulge~etzes 

§10 §10 
Schulstufen, Schulformen, Schulstufen, Schulformen, 
besondere Einrichtungen besondere Einrichtungen 

(3) Die Sekundarstufe I umfasst die Hauptschule, . (3) Die Sekundarstufe I umfasst die Haupt­
die Realschule, die' Sekundarschule und die .Ge- . schule, die Realschule, die Sekundarschule 
samtschule bis Klasse 10, das Gymnasium bis sowie die Gesamtschule und das Gymnasium 
Klasse 9,in der Aufuauform' bis Klasse 10. bis Klasse 10. Das Gymnasium kann in der 

§.12 
Sekundarstufe I 

(2) Die Bildungsgänge der Sekundarstufe I en­
den mit Abschlüssen. Abschlüsse sind 
1. . der Hauptsc~ulabschluss und ein ihm 

gleichwertiger Abschluss, 
2. der Hauptschulabschluss nach Klasse 10 

und ein ihm gleichwertiger Abschluss, 
3. der mittlere Schulabschluss (Fachoberschul­

reife ),. der mit .der Berechtigung. zum Besuch 
der gymnasialen Oberstufe verbunden sein' 
.kann. 

Abweichend von Satz 1 werden im Gymnasium 
nach der Einf9hrungsphase vergeben: . 
1. der mittlere Schulabschluss (Fachoberschul­

reife), 
2. . ein dem Hauptschulabschluss nach Klasse 

. 10 gleichwertiger Abschluss. 

(3) Der Hauptschulabschluss nach Klasse 1 0 und 
der mittlere.Schulabschluss .(Fachoberschulreife) 
werden an der Hauptschule, der Reals'chule, der 
Sekundarschule und der Gesamtschule in einem 
Abschlüssverfahren erWorben, das siqh aus den 
schulischen Leistungen in der" zehnten Klasse 
und einer Prüfung zusammen~etzt.· Für die 
schriftliche Prüfung werden landeseinheitliche 
Aufgaben gestellt. 

§16 
Gymnasium 

(2) Das Gymnasium umfasst die Klassen 5 bis 9, 
in der Aufbauform die Klassen 7 bis .10, (Sekun­
darstufe I) und die gymnasiale Oberstufe (Se- . 

Sekundarstufe I auch bis Klasse 9 geführt 
werden. 

§ 12 
Sekundarstufe I 

(2) Die Bildungsgänge der Sekundarstufe I en­
den mit Abschiüssen. Abschiüsse sind 
1. der Hauptschulabschluss und' ein ihm 

gleichwertig~r Abschluss, 
2. der Hauptschulabschluss nach Klasse 10 

und ein ihm gleichwertiger Abschluss, 
3. der mittlere Schulabschluss (Fachoberschu�­

reife), der mit der Berechtigung zum Besuch 
der gymnasialen Oberstufe verbunden sein 
kann. 

Abweichend von Satz 1 werden im Gymnasium 
mit achtjährigem Bildungsgang. nach der' Ein­
führungsphase vergeben: 
1. der mittlere Schulabschluss (Fachoberschul., 

reife), 
2.. ein dem Hauptschulabschluss nach Klasse 

10 gleichwertiger Abschluss. 

(3) Der Hauptschulabschluss nach Klasse 10 und 
der mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife) 
werden an der Hauptschule; der Realschule, der 
Sekundarschule, der Gesamtschule und dem 
Gymriasiu~ n:tit neunjährigem BjJdungsgang 
in einem Abschlussverfahren erworben, das sich 
aus den schulischen Leistungen in der zehnten 
Klasse und einer Prüfung zusammensetzt. Für 
die schriftliche Prüfung werden landeseiriheitliche 
Aufgaben gestellt. 

§16 
Gymnasium 

(2) Das Gymnasium umfasst in der Sekundar­
stufe I die Klassen 5 bis 10, im achtjährigen 
Bildungsgang die. Klassen 5 bis 9, und die 
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kundarstufe 11). gymnasiale Oberstufe (Sekundarstufe 11). 

(4) Das Gymnasium erteilt mit der Versetzung (4) Das Gymnasium mit neunjährigem Bil­
am Ende der Klasse 9 die Berechtigpng zum dungsgang erteilt mit der Versetzung am En­
Besuch der Einführungsphase der gymnasialen de der Klasse 10 . den mittleren Schulab­
Oberstufe und der Bildungsgänge der Berufskol- schuss (Fachoberschulreife) und die Berech­
le9s, die zur allgemeinen Hochschulreife führen. tigung zum Besuch der Einführungsphaseder 
Es erteilt mit der Versetzung am Ende der Ein- gymnasialen Oberstufe und der Bildungsgän­
führu~gsphase die Berechtiguf}g zum ~esuch der ge, der 'Berufs kollegs, die zur allgemeinen 

. Qualifikationsphase der gymn~sialen Oberstufe Hochschulreife führen. ' 

. und den rnittl.eren Schula:bschluss (Fachober-
schulreife ). Außerdem werden am Gymnasium in 
der Klasse·· 9 ein·· dem Hauptschulabschluss . 

'gleichwertiger Abschiu$s oder nach Maßgabe 
der 'Ausbildungs- ufJd Prüfungsordnungen ein, 
dem, Hauptschulabschluss nach Klasse 10 
glei~hwertigerAbschluss vergeben. Am Ende der 
Einführungsphase findet nach Maßgabe der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung eine zentrale 
schriftli.che . Leistungsüberprüfung statt, für die 
landeseinheitliche Aufgaben gestellt werden. 

(5) Das Gymnasium mit achtjährigem BiI-, 
dungsgang erteilt mit der Versetzung am En- ' 
de der Klasse 9 die Berechtigung. zum Be­
such der Einführungsphase der gymnasialen 
Obe'rstufe und der Bildungsgänge der Be­
rufskollegs, ,die zur allgemeinen· Hochschul­
reife führen. Es erteilt mit der Versetzung am 
Ende der Einführungsphase die Berechtigung 
zum Besuch der Qualifikationsphase der 
gymnasialen Oberstufe und den mittleren 
Schufabschluss, (Fachoberschulreife). ' 

(6) Außerdem werden am Gymnasium nach 
Maßgabe der,Ausbildungs~ und Prüfungsord­
nun'gen' ein dem HauptschulabschJuss 
gleichwertiger und ein ,dem Hauptschulab­
schluss nach Klasse 10 gleichwertiger ,Ab­
sch.luss vergeben., Am Ende der Einführungs­
phase findet nach Maßgabe der Ausbildungs­
und Prüfungsordnung eine zentrale schriftli­
che Leistungsüberptüfung statt, für die Jan­
deseinheitliche Aufgaben gestellt werden. 

(7) Ein Schulträger k~!1n 

1. ein,' Gymnasium mit achtjährigem Bil­
, , dungsgang errichten, 

2. 'ein Gymnasium mit' neunjährigem Bil­
dungsgang in ein Gymnasium mit acht­
jährigem Bildungsgang umwandeln 

3. und ein Gymnasium mit achtjährigem Bil­
dungsgang in ein Gymnasium mit neun­
jährigem Bildungsgang umwandeln, 

wenn dafür ein Bedürfnis besteht. Für das 
Verfahren gelten § 78 Absatz,5, § 80 und § 81. 
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§18 
Gymnasiale Oberstufe 

(1) Die gym.nasiale Oberstufe gliedert sich in die 
einjährige Einführungsphase und die zweijährige 
Qualifikationsphase. Sie umfasst 
1. im Gymna~ium die Jahrgangsstufen 1 Obis 12, 
2. in der Gesamtschule die Jahrgangsstufen 11 
bis 13. . 

§ 18 
Gymnasiale Oberstufe 

(1) Die gymnasiale Oberstufe gliedert sich in die 
einjährige Einführungsphase und die zweijährige 
Qualifikationsphase. Sie umfasst die Jahr­
gangsstufen 11 bis 13, im Gymn~sium mit 
achtjährigem Bildungsgang die Jahrgangs­
stufen 10 bis 12. 

§36 §36 
Vorscf:1ulische Beratung und Förderung, Vorschulische Beratung und Förderung, 

Feststellung des Sprachstandes Feststellung des Sprachstandes 

(1) Der .Schulträger lädt gemeinsam mit den Lei- (1)'Der Schulträger lädt gemeinsam mit den Le,i­
terinnen und Leitern· der Tageseinrichtungen' für terinnen und Leitern der Tageseinrichtungen für 
Kinder und der Grundschulen die Eltern, deren· Kinder und der Grundschulen die Eltern, dere'n 
Kinder in zwei Jahren eirigeschult werden zu Kinder in zwei Jahren 'eIngeschult werden,· zu 
einer lnformationsveranstaltung ein, in der die einer Informationsveranstaltung ein, in der die 
Eltern über Fördermöglichkeiten im Elementarbe-:- Eltern über Fördermöglichkeiten im, Elementarbe­
reich und pifmqrbereich insbesondere auch über reich und Primarbereich, insbesondere, auch über 

. die Bedeutung kontinuierlich aufeinander auf- die Bedeutung kontinuierlich aufeinander auf-
bauender Bildungsprozesse beraten werden. . bauender Bildun~sprozesse, beraten werden .. 

§ 37 
Schulpflicht in der Primarstufe 

und, in der Sekundars'tufe,l 

(1) Die Schulpflicht' in' der Primarstufe und' der 
Sekundarstufe I (Vollzeitschulpflicht) dauert zehn 
Schuljahre, am Gymnasium neun Schuljahre (§ 
10 Abs. 3). Sie wird durch den Besuch der 

,Grunds~hule und ein~r weiterführenden . allge,­
mein bildenden Schule erfüllt. Sie endet vorher, 
wenn die Schülerin oder der Schüler einen der 

. nach dem zehnten Voll.zeitschuljahr vorgesehen 
Abschlüsse in weniger als zehn Schuljahren er­
reicht hat. Durchläuft eine Schülerin oder ein 
Schüler, die Schuleingangsphase in drei Jahren 
(§ 1,1 Abs. 2 Satz 4), wird das dritte Jahr nicht auf 
die Dauer der Schulpflicht ang'erechnet. 

§40 
Ruhen der Schulpflicht. 

(1) Die Schulpflicht ruht. .. 

Nummern 1 bis 4 bleiben unverändert 

, § 37 
Schulpflicht in der Primarstufe 

und ,in der Sekundarstufe I 

(1) Die Schulpflicht in der Primarstufe und der 
Sekundarstufe I (Vollzeitschulpflicht) dauert zehn 
Schuljahre, am Gymnasium mit achtjährigem 
J3iidungsgang neun Schuljahre (§ 10 Abs. 3). 
Sie wird durch den Besuch der Grundschule und 
einer weiterführenden allgemein bildenden Schu- ' 
le erfüllt. Sie endet vorher, wenn die SchQlerin 
oder der Schüler einen der nachdem zehnten 
Vollzeitschuljahr vorgesehen Abschlüsse in we­
niger als zehn Schuljahren erreicht hat.· Durch­
läuft eine Schületin oder ein Schüler die· Schu­
'Ie,ingangsphase in drei Jahren (§ 11 Abs. 2 S'atz . 
4), 'wird das dritte Jahr nicht auf die Dauer der 
Schulpflicht angerechn~t. 

§40 
Ruhen der Schulpflicht 

(1) Die Schulpflicht ruht. .. 

5. vor und nach Geburt des Kindes einer Schüle- 5. vor und nach Geburt des Kindes einer Schüle-
rinentsprechend dem Mutterschutzges8tz,... rin gemäß dem Mutterschutzgesetz, .... 

Nummern· 6 bis' 9 bleiben unverändert. 

§ 46 § 46 
Aufnahme in die Schule,Schulwechsel Aufnahme in die Schule, Schulwechsel 

, . 

(10) Bei Entscheidungen über die Aufnahme 
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§59 
Schulleiterinnen und Schulleiter 

(4) Im Rahmen der übertragenen Zuständigkei­
ten wirkt die SGhulleiterin oder der SchwIleiter in 
Personalangelegenheiten mit und trifft· selbst 
Personalentscheidungen, soweit diese Befugnis­
se übertragen sind. Sie oder er erstellt die dienst­
lichen Beurteilungen für die Lehrkräfte der'Schu-
~ . 

1. während "der laufbahnrechtlichen Probezeit 
vor der AnstellUng, ... 

Nummern 2 bis 4 bleiben unverändert 

. § 6? 
Aufgaben der Schulkonferenz 

(2) Die" Schulkonferenz entscheidet im Rahmen 
der Rechts- und VerwaltungsVorschriften in fol­
genden Angelegenheiten: 

" " 

Nummern '1 bis B'bleiben unverändert. 

9. Erprobung und Einführung neu~r Unterrichts.., 
formen (§ 29 Abs. 2), ... 

§82 
Mindestgröße von Schulen 

(6) Gymnasien müssen bis Jahrga~gssfLJfe" 10 
bei der Errichtung mindestens drei Parallelklas­
sen pro Jahrgang haben, bei der Fortführung 
min"destens zwei Parallelklassen pro Jahrgang. 
Wird diese Mindestgröße unterschrltten, kann eill 
Gymnasium fortgeführt werden, wenn sich aus 
derSchulentwicklungsplanllllg ergibt, d~ss dies 
im Planungszeitraum nur vorübergehend der Fall 
ist und den Schülerinnen und Schülern der Weg" 
zu einem anderen Gymnasium mit mindestens 
zwei Parallelklassen pro Jahrgang nicht zugemu-" 
tet werden kann." .. " " 

§89 
Besondere Zuständig~eiten 

(4) Das Ministerium kann durch Rechtsverord­
nung im Einvernehmen mitdemlnneriministeri­
um dem Schulamt allgemeine Angelegenheiten 
für alle Schulformen und Schulstufen zuwe'isen. 

in die Schule nach den vorstehenden Absät­
zen gehören die Bildungsgänge des Gymna­
siums zu einer einheitlichen Schulform. 

§ 59 
Schulleiterinnen und Schulleiter 

(4) Im Rahmen der übertragenen Zuständigkei­
ten wirkt die Schulleiterin oder der Schulleiter in 
Personalangelegenheitenmit und trifft selbst 
Personalentscheidungen, soweit diese Befugnis­
se übertragen"sind. Sie oder er erstellt die dienst­
lichen Beurteilungen" für die Lehrkräfte der Schu­
le 
1. während der laufbahnrechtlichen Probezeit 

vor der Anstellung," ... 

9.65 
Aufgaben der Schulkoilferenz 

(2) Die Schulkonferenz entsqheidet im Rahmen 
der. Rechts- und Verwaltungsvorschriften in fol­
genden Angelegenheiten: 

9. Erprobung und Einführung neuer URter 
richtsformen (§ 29 Abs. 2), ... 

Nummern 10 bis 26 werden Nummern 9 bis 
25. 

§ 82 
Mindestgröße von Schulen 

(6) Gymnasien 'müssen in der Sekundarstufe I 
bei der Errichtung mindestens drei" Parallelklas­
sen pro Jahrgang haben, bei der Fortführung 
mindest~ns zwei Parallelklassen. pro Jahrgang. 
Wird diese Mindestgröße unterschritten; kann ein 
Gyrtmasium fortgeführt werden, wenn sich aus 
der Schulentwicklungsplariung ergibt, dass dies " 
im Planungszeitraum nur vorübergehend der Fall 
ist und den Schülerinnen und Schülern der Weg 
zu einem anderen "Gymnasium mit mindestens 
zwei. Parallelklassen pro Jahrgang nicht zugemu- " 
tet werden kann. " . 

§89 
Besondere" Zuständigkeiten 

(4) Das Ministerium kann durch Rechtsverord­
nung im Einvernehmen mit dem für KomnlUna..; 
les zuständigen Mihisterium dem Schulamt 
allgemeine Angelegenheiten für alle Schulformen 
und Schulstufen zuweisen. 
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§93 
Personalkost~n, Unterrichtsbedarf 

(2) Durch Rechtsverordnung, ,die der Zustim­
mung der für Schulen uhd für Haushalt und Fi­
nanzen zustElndigen Landtagsausschüsse be­
darf, regelt das Ministerium im Einvernehmen mit 
dem Finanzministeriufn das Verfahren für die 
Ermittlung, der Zahl der LehrersteIlen und be­
stimmt nach den p~dagogischen und verWal­
tungsmäßigen 'Bedürfnissen der einzelnen Schul­
formen,Schulstufen und Klassen ... 

Nummern 1 bis 6 bleibfm unverändert. 

§ 96 
Lernmittelfreiheit 

'(5) Das Mihisterium setzt im Einvernehmen mit' 
dem Innenmin'isterium und dem Finanzministeri­
um durch, Rechtsverordnung den Durchschnitts­
betrag und die ,Höhe des, Eigenanteils fest, bis zu ' 
dem Lernmittel- auf eigene-Kosten zu beschaffen 
sind. 

§ 97 
Schülerfahrkosten 

(4) Das Ministerium bestimmf im Einvernehmen 
mit dem Innenministerium, dem Finanzministeri­
.um und dem Ministerium,für'den Bereich Verkehr 
durch Rechtsverordnung 

Nummern 1 bis 5 bleiben unverändert 

§ 93 
Personalkosten, Unterrichtsbedarf ' 

(2) Durch Rechtsverordnung, die der Zustim~ 
mung der für Schulen und für Haushalt und Fi­
nanzen zuständigen Landtagsausschüsse be­
darf, regelt das Ministerium im Einvernehmen mit 
dem für Finanzen zuständigen Ministerium 
das Verfahren fü~ die Ermittlung der Zahl der 
LehrersteIlen und bestimmt nach den pädagogi­
schen und verwaltungsmäßigen Bedürfnissen 
der' einzelnen Schulformen, Schulstuferi und 
Klassen ... 

. ~ 96 
Lernmittelfreiheit 

,(5) Das Minjsterium setzt im Einvernehmen mit 
dem für' Kommunales zuständigen Ministeri­
um und, dem für Finanzen zuständigen Minis­
terium qurch Rechtsverordnung den Durch­
schnittsbetrag und die Höhe des Eigenanteils 
fest, bis zu dem Lernmittel auf eigene Kosten zu 
beschaffen sind. ' 

§ 97 
Schülerfahrkosten 

(4) Das 'Ministerium bestimmt im Einvernehmen 
mit dem für Kommunales zuständigen,Min,iste­
rium, dem für Finanz~n zuständigen Ministe-: 

, rium und dem für Verkehr' zuständigen Minis­
terium durch Rechtsverordnung 

§115 §115 
Durchführung, Durchführung, 

Übergangsvorschriften ÜbergangsvorscfJriften 

(1) Das Ministerium trifft durch Rechtsverord- (1) Das Ministerium trifft durch Rechtsverord':' 
nung, die der Zustimmung der für Schulen' und nung, die der Zustimmung der für Schulen und 
für Haushalt und Finanzen zuständigen Land;.. für Haushalt und Finanzen zuständigen Larid­
tagsausschüsse bedarf,' im Einvernehmen -mit ' tagsaussqhüsse bedarf, im Einvernehmen mit 
dem Innenministerium und dem Finaniministeri- dem für Kojnmuriale~ zuständigen' Ministeri~ 
um nähere Be~timmungen zur Durchführun'g der' um und dem für F.inanzen zu~tändigen' Minis­
Ersatzschulfinanzierung, insbesondere über terium nähere Bestimmungen zur Durchführung 

Nummern 1 bis 7 bleiben unverändert 
der Ersatzschulfinanzierung, insbesondere über 

'Artikel 2 
Belastungsausgleich 

Ein notwendiger finanzieller Ausgleich der 
sich für die Gemeinden und Kreise als Schul­
träger'durch dieses Gesetz ergebenden we­
sentlichen Belastung'en bei den Sachkosten 
im Sinne des § 94 Absatz 1 d~s Schulgeset-
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zes NRW wird in einem Belastungsaus- . 
gleichsgesetz zu diesem Gesetz geregelt._ 

Artikel 3 
Inkrafttreten, Übergangsvorschrift, Überprü;,. 

fung der Auswirkungen des Gesetzes 

(1) Artikel 1 ~ummern5,7,9, 10 un,d 12 bis 16 . 

tritt am Tag nach der Vetkündung in Kraft. 

(2) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Au­

gust 2019 in Kraft. 

(3) Artikel 1 Nummern 1 bis 4, Ei und 8 -sind 
erstmals auf. die. Schülerinnen und Schüler 
anzuwenden, die im Schuljahr 2019/2020 die 
Klassen 5 und 6 besuchen. Im Übrig.en been­
den die Schülerinn.en und Schüler ihrenBil­
dungsgang im Gymnasium nach -den bisheri­
gen Vorschriften. 

(4) Aufgrundeines Beschlusses der Schul­
konferenz, der einer· Mehrheit von mehr als 
zwei Dritteln ihrer Mitglieder bedarf, führt ·der 
Schulträger ein Gymnasium ab dem Schuljatu 

. 2019/2020 - mit achtjährigem Bildungsgang 
fort. Die· Schulkonferenz beschließt darüber 
bis spätestens 31. Januar 2019~ In Ausnahme­
fällen kann der Schulträger entscheiden, dass 
dem Beschluss der Schulkonferenzzwingen­
de Gründe der Schulehtwicklungsplanung 
entgegens!ehen. 

(5) § 81 Absa~ 3 des Schulgesetzes NRW ist 
im 'Fall des Absatzes 4 nicht anwendbar. 

(6) Gymnasien'in der Aufbauform, die beim 
. Inkrafttreten. dieses Gesetzes bestehen, kön­

nen fortgefQhrt werden, solange sie die Min­
destgröße erreichen. Für·sie gilt § 12 Absatz 3 
des Schulgese~es NRW entsprechend .. 

- (7)' Die Landesregieru~g überprüft d'ie Aus-, 
wirkungen dieses Gesetzes und unterrichtet 
den Landtag zum 31. Juli 2029 darüber. 
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